
Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 

Bezirkswahlamt 

John-F.-Kennedy-Platz 

10820 Berlin 

 

Wahl der ehrenamtlichen Richter_innen beim Verwaltungsgericht Berlin   

und Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
 

Amtszeit Oberverwaltungsgericht  19.08.2023 – 18.08.2028 

Amtszeit Verwaltungsgericht 01.01.2024 – 31.12.2028 

 

Ich erkläre mich bereit das Amt einer ehrenamtlichen Richterin oder eines ehrenamtlichen Richters 

beim  

  Verwaltungsgericht Berlin     Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 

zu übernehmen.  (nur ein Kreuz setzen) 

 

Bitte deutlich und in Druckschrift ausfüllen! 

 

Name:……………………………………………… ggf. Geburtsname:……………………………………………… 

 

Vorname: ……………………………………… ……. 

 

Geburtsdatum: …………………………………… Geburtsort: …………………………………… 

 

Wohnanschrift: ………………………………………………………………..PLZ: ………………… Berlin 

 

Erlernter und/oder derzeit oder zuletzt ausgeübter Beruf: ………………………………………………………..    

 

Bemerkung / Wunsch zu meiner Bewerbung (freiwillige Angabe): ……………………………………………….. 

………………………………………………………………………………………….………………………………… 

 

 Gründe, die meiner Berufung zum ehrenamtlichen Richter_innen entgegenstehen, sind mir nicht bekannt 

(siehe Hinweise auf der Rückseite). 

 Ich habe zur Kenntnis genommen und bin damit einverstanden, dass meine personenbezogenen Daten verarbeitet 

werden, soweit dies zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl der ehrenamtlichen Richter_innen beim (Ober-

)Verwaltungsgericht Berlin für die Amtsperiode 2023/2024 bis 2028 erforderlich ist. Mit Abschluss des Wahlverfahrens 

werden die Daten im Bezirk gelöscht bzw. datenschutzgerecht vernichtet. Die Vorschlagsliste wird der Präsidentin des 

zuständigen (Ober-)Verwaltungsgerichts übermittelt (vgl. § 28 Verwaltungsgerichtsordnung). 

Mir ist bekannt, dass die von der Bezirksverordnetenversammlung beschlossene Vorschlagsliste im Rahmen einer 

einwöchigen Auflegung für jedermann zugänglich sein wird. Die Vorschlagsliste wird dabei nur in gedruckter Form zur 

Einsicht bereitgestellt. In der Vorschlagsliste werden der Familienname, ggf. der Geburtsname, der Vorname, die 

Wohnanschrift, Tag und Ort der Geburt sowie der Beruf stehen (vgl. § 28 der Verwaltungsgerichtsordnung). 

 Ich habe zur Kenntnis genommen, dass eine Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes (BMG) oder ein 

bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG keine Auswirkungen auf die vorstehende Auflegung hat. Alle vorstehend genannten 

personenbezogenen Daten werden in der Vorschlagsliste vollständig abgebildet und im Rahmen der Auflegung öffentlich 

und für jedermann zugänglich sein. 

 

Tel. oder E-Mail-Anschrift für Rückfragen (freiwillige Angabe):……….………………………………………………….. 

 

Berlin, den ………………         …………………………………… 

(Unterschrift) 



Auszug aus der Verwaltungsgerichtsordnung 

 

§ 20 

Der ehrenamtliche Richter muss Deutscher sein. Er soll das 25. Lebensjahr vollendet und seinen Wohnsitz innerhalb des 

Gerichtsbezirks haben. 

 

§ 21 

(1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters sind ausgeschlossen 

1. Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen oder wegen einer 

vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt worden sind, 

2. Personen, gegen die Anklage wegen einer Tat erhoben ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 

zur Folge haben kann, 

3. Personen, die nicht das Wahlrecht zu den gesetzgebenden Körperschaften des Landes besitzen. 

(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern berufen werden. 

 

§ 22 

Zu ehrenamtlichen Richtern können nicht berufen werden 

1. Mitglieder des Bundestages, des Europäischen Parlaments, der gesetzgebenden Körperschaften eines Landes, der 

Bundesregierung oder einer Landesregierung, 

2. Richter, 

3. Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, soweit sie nicht ehrenamtlich tätig sind, 

4. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 

4a.(weggefallen) 

5. Rechtsanwälte, Notare und Personen, die fremde Rechtsangelegenheiten geschäftsmäßig besorgen. 

 

§ 23 

(1) Die Berufung zum Amt des ehrenamtlichen Richters dürfen ablehnen 

1. Geistliche und Religionsdiener, 

2. Schöffen und andere ehrenamtliche Richter, 

3. Personen, die zwei Amtsperioden lang als ehrenamtliche Richter bei Gerichten der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 

tätig gewesen sind, 

4. Ärzte, Krankenpfleger, Hebammen, 

5. Apothekenleiter, die keinen weiteren Apotheker beschäftigen, 

6. Personen, die die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erreicht haben. 

(2) In besonderen Härtefällen kann außerdem auf Antrag von der Übernahme des Amtes befreit werden. 

 

§ 24 

(1) Ein ehrenamtlicher Richter ist von seinem Amt zu entbinden, wenn er 

1. nach §§ 20 bis 22 nicht berufen werden konnte oder nicht mehr berufen werden kann oder 

2. seine Amtspflichten gröblich verletzt hat oder 

3. einen Ablehnungsgrund nach § 23 Abs. 1 geltend macht oder 

4. die zur Ausübung seines Amtes erforderlichen geistigen oder körperlichen Fähigkeiten nicht mehr besitzt oder 

5. seinen Wohnsitz im Gerichtsbezirk aufgibt. 

(2) In besonderen Härtefällen kann außerdem auf Antrag von der weiteren Ausübung des Amtes entbunden werden. 

(3) Die Entscheidung trifft ein Senat des Oberverwaltungsgerichts in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2 und 4 auf Antrag des 

Präsidenten des Verwaltungsgerichts, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 und des Absatzes 2 auf Antrag des 

ehrenamtlichen Richters. Die Entscheidung ergeht durch Beschluss nach Anhörung desehrenamtlichen Richters. Sie ist 

unanfechtbar. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend in den Fällen des § 23 Abs. 2. 

(5) Auf Antrag des ehrenamtlichen Richters ist die Entscheidung nach Absatz 3 von dem Senat des Oberverwaltungsgerichts 

aufzuheben, wenn Anklage nach § 21 Nr. 2 erhoben war und der Angeschuldigte rechtskräftig außer Verfolgung gesetzt oder 

freigesprochen worden  

 

 


